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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 2011/2002 DES RATES
vom 11. November 2002

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 603/1999 zur Einführung eines endgültigen Antidumping-
zolls auf die Einfuhren von Binde- oder Pressegarnen aus Polypropylen mit Ursprung in Polen, der
Tschechischen Republik und Ungarn und zur endgültigen Vereinnahmung des vorläufigen Zolls

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom
22. Dezember 1995 über den Schutz gegen gedumpte
Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehö-
renden Ländern (1), insbesondere auf Artikel 8,

auf Vorschlag der Kommission nach Konsultationen im Bera-
tenden Ausschuss,

in Erwägung nachstehender Gründe:

A. VORAUSGEGANGENES VERFAHREN

(1) Im März 1999 führte der Rat mit der Verordnung (EG)
Nr. 603/1999 (2) endgültige Antidumpingzölle auf die
Einfuhren von Binde- oder Pressegarnen aus Polypro-
pylen mit Ursprung in Polen, der Tschechischen Repub-
lik und Ungarn ein.

(2) Im Rahmen dieses Verfahrens nahm die Kommission mit
dem Beschluss Nr. 1999/215/EG vom 16. März 1999 (3)
unter anderem eine von dem ungarischen Unternehmen
Tiszai Vegyi Kombinat Rt (nachstehend „Unternehmen“
genannt) angebotene Preisverpflichtung an.

(3) Die Einfuhren von Binde- oder Pressegarnen aus Poly-
propylen mit Ursprung in Ungarn, die von diesem
Unternehmen (TARIC-Zusatzcode 8582) in die Gemein-
schaft ausgeführt werden, waren gemäß Artikel 2
Absätze 1 und 2 der Verordnung (EG) Nr. 603/1999
von dem Antidumpingzoll befreit.

B. FREIWILLIGE RÜCKNAHME EINER VERPFLICHTUNG

(4) Nach Änderungen in seiner Handelstätigkeit teilte das
Unternehmen der Kommission mit, dass es seine
Verpflichtung zurückzunehmen wünschte.

(5) Daher wurde mit dem Beschluss 2002/890/EG (4) der
Kommission die Verpflichtung des Unternehmens
zurückgenommen und sein Name von der Liste der
Unternehmen, deren Verpflichtungsangebote in Artikel 1
Absatz 1 des Beschlusses 1999/215/EG angenommen
wurden, gestrichen.

C. ENDGÜLTIGE ZÖLLE

(6) Die Untersuchung, die zu dem Verpflichtungsangebot
des Unternehmens führte, wurde mit einer endgültigen
Feststellung über das Vorliegen von Dumping und Schä-
digung durch die Verordnung (EG) Nr. 603/1999
beendet.

(7) Gemäß Artikel 8 Absatz 9 der Verordnung (EG) Nr.
384/96 ist der Antidumpingzoll, der auf die von dem
Unternehmen hergestellten Ausfuhren eingeführt wird,
auf der Grundlage der Feststellungen im Rahmen der
Untersuchung festzusetzen, die zu der Verpflichtung
geführt hat. In diesem Zusammenhang und angesichts
der Tatsache, dass die festgestellte Dumpingspanne nied-
riger war als die Schadensspanne, wird es als ange-
messen angesehen, den endgültigen Antidumpingzoll in
Form eines Wertzolls von 26,4 % entsprechend der fest-
gestellten Dumpingspanne festzusetzen (vgl. auch Rand-
nummer 26 der Verordnung (EG) Nr. 603/1999).

D. ÄNDERUNG DER VERORDNUNG (EG) Nr. 603/1999

(8) Angesichts des Vorstehenden sind Artikel 1 Absatz 2
und Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 603/
1999, in denen die Unternehmen genannt sind, für die
Antidumpingzölle eingeführt werden, sowie diejenigen,
die von den Antidumpingzöllen befreit werden, zu
ändern —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 603/1999 wird wie folgt geändert:

(1) ABl. L 56 vom 6.3.1996, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch Verordnung (EG) Nr. 1972/2002 (ABl. L 305 vom
7.11.2002, S. 1).

(2) ABl. L 75 vom 20.3.1999, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch Verordnung (EG) Nr. 1657/2001 (ABl. L 221 vom
17.8.2001, S. 1).

(3) ABl. L 75 vom 20.3.1999, S. 34. Beschluss geändert durch den
Beschluss 2000/324/EG (ABl. L 112 vom 11.5.2000, S. 65). (4) Siehe Seite 20 dieses Amtsblatts.
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Land Unternehmen Zollsatz (%) TARIC-
Zusatzcode

Land Unternehmen TARIC-Zusatzcode

1. Artikel 1 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Auf den Nettopreis frei Grenze der Gemeinschaft, unverzollt, der von den nachstehend aufge-
führten Unternehmen hergestellten Waren finden folgende endgültige Zollsätze Anwendung:

Polen BZLP Bezalin 19,4 8450

PAT Defalin s.a. 16,3 8569

Industrial Chemistry Research Institute 12,8 8578

Terplast sp. z.o.o. 6,1 8579

WKI Isoliertechnik Spolka z.o.o. 15,7 A091

Alle übrigen Unternehmen 20,3 8900

Tschechische Republik Alle Unternehmen 24,8 8900

Ungarn Tiszai Vegyi Kombinat Rt 26,4 8582

Alle übrigen Unternehmen 32,9 8900“

2. Artikel 2 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Einfuhren im Rahmen der angenommenen Verpflichtungsangebote werden unter folgenden
TARIC-Zusatzcodes angemeldet:

Tschechische Republik Juta a.s. 8596

Lanex s.a. 8580

Ungarn Partium '70 Rt 8581

Elso Magyar Kenderfono Rt 8583“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 11. November 2002.

Im Namen des Rates

Der Präsident

B. MIKKELSEN



VERORDNUNG (EG) Nr. 2012/2002 DES RATES
vom 11. November 2002

zur Errichtung des Solidaritätsfonds der Europäischen Union

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 159
Absatz 3 und Artikel 308,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (3),

nach Entschließung des Ausschusses der Regionen (4),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Bei Katastrophen größeren Ausmaßes sollte sich die Gemeinschaft mit der Bevölkerung in den
betroffenen Regionen solidarisch zeigen, indem sie eine finanzielle Unterstützung bereitstellt, um
umgehend zur Wiederherstellung von normalen Lebensbedingungen in den geschädigten Regionen
beizutragen.

(2) Die vorhandenen Instrumente zur Förderung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts
ermöglichen die Finanzierung von Maßnahmen zur Risikovermeidung und zur Wiederherstellung
von zerstörten Infrastrukturen. Es sollte jedoch ein zusätzliches Instrument vorgesehen werden, das
nicht mit bestehenden Gemeinschaftsinstrumenten zu verwechseln ist und das es der Gemeinschaft
ermöglicht, rasch und effizient zu handeln, um umgehend zur Mobilisierung der Hilfsdienste für die
unmittelbaren Bedürfnisse der Bevölkerung sowie zum kurzfristigen Wiederaufbau der wesentlichen
geschädigten Infrastrukturen beizutragen und so die Wiederaufnahme der Wirtschaftstätigkeit in den
geschädigten Regionen zu fördern.

(3) Die Europäische Union sollte sich auch mit den Staaten, über deren Beitritt zur Europäischen Union
derzeit verhandelt wird, solidarisch zeigen. Um diese Staaten in den Anwendungsbereich dieser
Verordnung einzubeziehen, ist auf Artikel 308 des Vertrags Rückgriff zu nehmen.

(4) Die Gemeinschaftshilfe sollte die Maßnahmen der betroffenen Staaten ergänzen und einen Teil der
öffentlichen Aufwendungen abdecken, mit denen den durch eine Katastrophe größeren Ausmaßes
verursachten Schäden begegnet werden soll.

(5) Gemäß dem Subsidiaritätsgrundsatz sollten die Interventionen dieses Instruments auf Katastrophen
größeren Ausmaßes begrenzt werden, die gravierende Folgen für die Lebensbedingungen der Bürger,
die Umwelt oder die Wirtschaft haben.

(6) Als „Katastrophe“ im Sinne dieser Verordnung sollte eine Katastrophe gelten, die in zumindest einem
der betroffenen Staaten erhebliche Schäden in finanzieller Höhe oder ausgedrückt in einem Prozent-
satz des Bruttoinlandsprodukts (BIP) verursacht. Um auch bei Katastrophen helfen zu können, deren
Schäden zwar erheblich sind, aber nicht die festgesetzten Schwellenwerte erreichen, kann unter ganz
außergewöhnlichen Umständen auch dann Hilfe geleistet werden, wenn ein angrenzender grundsätz-
lich anspruchsberechtigter Staat von derselben Katastrophe betroffen ist oder wenn der größere Teil
der Bevölkerung einer bestimmten Region von einer Katastrophe mit schweren und dauerhaften
Auswirkungen auf die Lebensbedingungen in Mitleidenschaft gezogen wird.

(7) Die Gemeinschaftsaktion sollte weder Dritte von ihrer Verantwortung befreien, die nach dem Verur-
sacherprinzip für den von ihnen verursachten Schaden haften, noch sollte sie die Mitgliedstaaten
und die Gemeinschaft von Präventivmaßnahmen abhalten.

(8) Ein solches Instrument sollte insbesondere eine rasche Beschlussfassung zur unverzüglichen Bindung
und Mobilisierung spezifischer Finanzmittel ermöglichen. Verwaltungsverfahren sollten entsprechend
angepasst und auf das absolut erforderliche Mindestmaß beschränkt werden. Zu diesem Zweck
haben das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission am 7. November 2002 eine interin-
stitutionelle Übereinkunft über die Finanzierung eines Europäischen Solidaritätsfonds zur Ergänzung
der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 6. Mai 1999 über die Haushaltsdisziplin und die Verbes-
serung des Haushaltsverfahrens getroffen.
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(1) Vorschlag der Kommission vom 20. September 2002 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).
(2) Stellungnahme vom 10. Oktober 2002 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).
(3) Stellungnahme vom 24. Oktober 2002 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).
(4) Entschließung vom 10. Oktober 2002 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).



(9) Es könnte für den Empfängerstaat wünschenswert sein, im Rahmen seiner verfassungsmäßigen, insti-
tutionellen, rechtlichen oder finanziellen Systeme, die regionalen oder lokalen Behörden an der
Vereinbarung zur Umsetzung der Zuschussentscheidung zu beteiligen; die Verantwortung für die
Abwicklung der Hilfe sowie für die Verwaltung und Kontrolle der aus Gemeinschaftsmitteln unter-
stützten Maßnahmen liegt jedoch auf jeden Fall beim Empfängerstaat.

(10) Die Modalitäten des Einsatzes dieses Instruments sollten der Dringlichkeit der Lage angepasst
werden.

(11) Eine aus diesem Instrument finanzierte Maßnahme sollte nicht gleichzeitig im Rahmen der Verord-
nung (EG) Nr. 1164/94 des Rates vom 16. Mai 1994 zur Errichtung des Kohäsionsfonds (1), der
Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 mit allgemeinen Bestimmungen über
die Strukturfonds (2), der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über die
Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den Europäischen Ausrichtungs- und
Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL) (3), der Verordnung (EWG) Nr. 3906/89 des Rates
vom 18. Dezember 1989 über Wirtschaftshilfe für die Republik Ungarn und die Volksrepublik
Polen (4), der Verordnung (EG) Nr. 1267/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 über ein strukturpoliti-
sches Instrument zur Vorbereitung auf den Beitritt (5), der Verordnung (EG) Nr. 1268/1999 des
Rates vom 21. Juni 1999 über eine gemeinschaftliche Förderung für Maßnahmen in den Bereichen
Landwirtschaft und Entwicklung des ländlichen Raumes zur Vorbereitung des Beitritts der Bewer-
berländer in Mittel- und Osteuropa während des Heranführungszeitraums (6), der Verordnung (EG)
Nr. 2760/98 der Kommission vom 18. Dezember 1998 über die Durchführung eines Programms
für grenzübergreifende Zusammenarbeit im Rahmen des PHARE-Programms (7), der Verordnung
(EG) Nr. 1266/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 zur Koordinierung der Hilfe für die beitrittswil-
ligen Länder im Rahmen der Heranführungsstrategie und zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr.
3906/89 (8), der Verordnung (EG) Nr. 555/2000 des Rates vom 13. März 2000 über die Durchfüh-
rung von Maßnahmen im Rahmen der Heranführungsstrategie für die Republik Zypern und die
Republik Malta (9), oder der Verordnung (EG) Nr. 2236/95 vom 18. September 1995 über die
Grundregeln für die Gewährung von Gemeinschaftszuschüssen für transeuropäische Netze (10), unter-
stützt werden; Schaden, der nach Gemeinschafts- oder internationalen Instrumenten zum Ersatz
spezifischer Schäden ersetzt wird, sollte nicht gleichzeitig durch dieses Instrument ersetzt werden.

(12) Es muss für eine maximale Transparenz bei der Abwicklung der finanziellen Unterstützung durch
die Gemeinschaft sowie für eine angemessene Kontrolle der Verwendung dieser Mittel gesorgt
werden.

(13) Es bedarf eines umsichtigen Finanzmanagements, damit die Gemeinschaft auch dann tätig werden
kann, wenn im Laufe desselben Jahres mehrere Katastrophen größeren Ausmaßes eintreten.

(14) In Ausnahmefällen und unter Berücksichtigung der nach diesem Instrument für das Jahr der Katas-
trophe verfügbaren finanziellen Mittel sollten zusätzliche Zuschüsse nach diesem Instrument aus
dem Fonds des Folgejahres vorgesehen werden.

(15) Es sollte eine Frist für die Verwendung der gewährten Finanzhilfe festgesetzt werden und die
Empfängerstaaten sollten die Verwendung der erhaltenen Finanzhilfe begründen müssen.
Empfangene Hilfe, die später von Dritten erstattet wird, oder die gegenüber der endgültigen Bewer-
tung der Schäden zu viel gezahlt wurde, sollte zurückerstattet werden.
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(16) Aufgrund der außergewöhnlichen Umstände sollten die Staaten, die von den seit Sommer 2002
eingetretenen Katastrophen getroffen wurden, aus diesem Instrument unterstützt werden.

(17) Zur Gewährleistung einer zügigen Hilfe der Staaten, die durch die jüngsten Überschwemmungen
betroffen sind, ist der Erlass des vorliegenden Rechtsakts besonders dringlich; es ist deshalb erforder-
lich, eine Ausnahme von der sechswöchigen Überprüfungsfrist der nationalen Parlamente nach
Abschnitt I Nummer 3 des dem Vertrag über die Europäische Union und die Verträge zur Gründung
der Europäischen Gemeinschaften beigefügten Protokolls über die Rolle der einzelstaatlichen Parla-
mente in der Europäischen Union zu gewähren —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Es wird ein Solidaritätsfonds der Europäischen Union (nachstehend „Fonds“ genannt) errichtet, um es der
Gemeinschaft zu ermöglichen, in Notfällen unter den in dieser Verordnung festgelegten Bedingungen rasch,
wirksam und flexibel zu reagieren.

Artikel 2

(1) Auf Antrag eines Mitgliedstaates oder eines Staates, über dessen Beitritt zur Europäischen Union
derzeit verhandelt wird, nachstehend „Empfängerstaat“ genannt, kann Hilfe von dem Fonds mobilisiert
werden, wenn auf dem Hoheitsgebiet des betreffenden Staates eine Naturkatastrophe größeren Ausmaßes
eintritt, die gravierende Folgen für die Lebensbedingungen der Bürger, die Umwelt oder die Wirtschaft einer
oder mehrerer Regionen bzw. eines oder mehrerer Länder hat.

(2) Als „Katastrophe größeren Ausmaßes“ im Sinne dieser Verordnung gilt eine Katastrophe, die in
zumindest einem der betroffenen Staaten Schäden verursacht, die auf über 3 Mrd. EUR, zu Preisen von
2002 oder mehr als 0,6 % seines BIP geschätzt werden.

Ausnahmsweise kann auch ein Nachbarmitgliedstaat oder ein Staat, über dessen Beitritt zur Europäischen
Union derzeit verhandelt wird, der von derselben Katastrophe betroffen ist, von der Hilfe des Fonds profi-
tieren.

Jedoch kann eine Region, die von einer außergewöhnlichen Katastrophe hauptsächlich natürlicher Art
betroffen ist, welche den größten Teil der Bevölkerung in Mitleidenschaft zieht und schwere und dauerhafte
Auswirkungen auf die Lebensbedingungen und die wirtschaftliche Stabilität der Region hat, unter außer-
gewöhnlichen Umständen auch dann von der Hilfe durch den Fonds profitieren, wenn die quantitativen
Voraussetzungen des Unterabsatzes 1 nicht erfüllt sind. Der Gesamtbetrag der Hilfe nach diesem Unterab-
satz wird auf nicht mehr als 7,5 % der gesamten, dem Fonds zur Verfügung stehenden Mittel, begrenzt.
Besonderes Augenmerk wird auf abgelegene oder isolierte Gebiete wie die Inseln und die Gebiete in äußer-
ster Randlage im Sinne von Artikel 299 Absatz 2 des Vertrags gelegt. Die Kommission prüft alle Anträge,
die gemäß diesem Unterabsatz an sie gerichtet werden, mit äußerster Sorgfalt.

Artikel 3

(1) Die Unterstützung des Fonds erfolgt in Form von Zuschüssen. Für jede bestimmte Katastrophe erhält
ein Empfängerstaat eine einmalige Finanzhilfe.

(2) Ziel des Fonds ist es, die Anstrengungen der betroffenen Staaten zu ergänzen und einen Teil ihrer
öffentlichen Ausgaben zu decken, um den Empfängerstaat bei folgenden wesentlichen Rettungsmaßnahmen
je nach der Art der Katastrophe zu unterstützen:

a) kurzfristiger Wiederaufbau zerstörter Infrastrukturen und Ausrüstungen in den Bereichen Energieversor-
gung, Wasser/Abwasser, Telekommunikation, Verkehr, Gesundheit und Bildung;

b) Bereitstellung von Notunterkünften und Mobilisierung der für die unmittelbaren Bedürfnisse der betrof-
fenen Bevölkerung bestimmten Hilfsdienste;

c) unverzügliche Sicherung der Schutzeinrichtungen und Maßnahmen zum unmittelbaren Schutz des
Kulturerbes;

d) Säuberung der von der Katastrophe betroffenen Gebiete einschließlich der Naturräume.

(3) Zahlungen des Fonds sind grundsätzlich auf Finanzmaßnahmen beschränkt, die nicht versicherbare
Schäden ausgleichen, und werden zurückgefordert, wenn die Kosten für die Schadensbeseitigung später
von Dritten gemäß Artikel 8 übernommen werden.
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Artikel 4

(1) Der betreffende Staat kann umgehend, jedoch spätestens innerhalb von zehn Wochen nach Auftreten
der ersten Schäden, die durch die Katastrophe verursacht wurden, bei der Kommission einen Antrag auf
Unterstützung aus dem Fonds stellen; dabei sind Angaben unter anderem über folgende Faktoren zu
machen:

a) den Gesamtschaden, der durch die Katastrophe verursacht wurde, und die Auswirkungen auf die betrof-
fene Bevölkerung und die betroffene Wirtschaft;

b) die geschätzten Kosten der Maßnahmen gemäß Artikel 3;

c) andere Quellen der Gemeinschaftsförderung;

d) sonstige gemeinschaftliche und nationale Finanzierungsquellen, einschließlich privater Geldgeber, die
sich an einem Ausgleich der Kosten für die Behebung der Schäden beteiligen könnten.

(2) Auf der Grundlage dieser Informationen und etwaiger Erläuterungen des betroffenen Staates prüft
die Kommission, ob die Voraussetzungen für die Mobilisierung des Fonds erfüllt sind, und setzt umgehend
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel den Betrag der möglichen Finanzhilfe fest. Am 1. Oktober
eines jeden Jahres sollte mindestens ein Viertel des jährlichen Betrags verfügbar bleiben, damit ein bis zum
Ende des Jahres auftretender Bedarf gedeckt werden kann.

Die Kommission gewährleistet die gleichmäßige Behandlung der von den Staaten vorgelegten Anträge.

(3) Die Kommission legt der Haushaltsbehörde die Vorschläge zur Mobilisierung der entsprechenden
Mittel vor. Diese Vorschläge umfassen alle in Absatz 1 genannten Informationen und jede andere der
Kommission zur Verfügung stehende sachdienliche Information, einen Nachweis, dass die Voraussetzungen
des Artikels 2 erfüllt sind und eine Begründung der vorgeschlagenen Beträge.

(4) Stehen die erforderlichen Mittel zur Verfügung, so erlässt die Kommission eine Entscheidung zur
Bewilligung des Zuschusses, den sie nach Unterzeichnung der Vereinbarung gemäß Artikel 5 unverzüglich
in Form einer einzigen Zahlung an den Empfängerstaat auszahlt.

(5) Die Ausgaben sind ab dem Zeitpunkt gemäß Absatz 1 zuschussfähig.

Artikel 5

(1) Die Kommission und der Empfängerstaat schließen gemäß den verfassungsmäßigen, institutionellen,
rechtlichen und finanziellen Systemen des Empfängerstaates und der Gemeinschaft eine Vereinbarung zur
Umsetzung der Entscheidung über die Zuschussgewährung. Diese Vereinbarung enthält insbesondere
Angaben über die Art und den Ort der Durchführung der aus dem Fonds zu finanzierenden Maßnahmen.

(2) Die Kommission achtet darauf, dass die von den Mitgliedstaaten im Rahmen dieser Verordnung
eingegangenen Verpflichtungen auch von den Staaten, über deren Beitritt zur Europäischen Union derzeit
verhandelt wird, im Rahmen der einschlägigen Abkommen und Instrumente eingegangen werden.

(3) Für die Auswahl der Einzelmaßnahmen und die Abwicklung der Finanzhilfe im Rahmen der Verein-
barung sind die Empfängerstaaten zuständig, die dabei den Bedingungen dieser Verordnung, der Bewilli-
gungsentscheidung und der Vereinbarung Rechnung tragen. Die Empfängerstaaten üben diese Verantwor-
tung unbeschadet der Verantwortung der Kommission für die Ausführung des Gesamthaushaltsplans der
Europäischen Union und gemäß den Bestimmungen der Haushaltsordnung für die gemeinsame oder
dezentrale Verwaltung aus.

Artikel 6

(1) Der Empfängerstaat sorgt für die Koordinierung der Beiträge des Fonds mit den Maßnahmen gemäß
Artikel 3 einerseits und den Interventionen der Europäischen Investitionsbank (EIB) und anderen Finanzins-
trumenten der Gemeinschaft andererseits.

(2) Die im Rahmen dieser Verordnung unterstützten Maßnahmen können nicht von der Hilfe aus den
Fonds und Instrumenten gemäß den Verordnungen (EG) Nr. 1164/94, (EG) Nr. 1260/1999, (EG) Nr. 1257/
1999, (EG) Nr. 1267/1999, (EG) Nr. 1268/1999, (EG) Nr. 3906/89, (EG) Nr. 2760/98, (EG) Nr. 555/2000
und (EG) Nr. 2236/95 profitieren und haben der Verordnung (EG) Nr. 1266/1999 zu entsprechen. Der
Empfängerstaat achtet auf die Einhaltung dieser Bestimmung.

(3) Schaden, der nach Gemeinschafts- oder internationalen Instrumenten zum Ersatz spezifischer
Schäden ersetzt wird, wird nicht gleichzeitig von dem Fond ersetzt.
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Artikel 7

Maßnahmen, die Gegenstand einer Finanzierung durch den Fonds sind, müssen dem Vertrag und den
aufgrund des Vertrags erlassenen Rechtsakten sowie den Gemeinschaftspolitiken und Aktionen und den
Heranführungsinstrumenten entsprechen.

Artikel 8

(1) Die Finanzhilfe ist innerhalb eines Jahres ab dem Zeitpunkt zu verwenden, an dem die Kommission
sie ausgezahlt hat. Der Teil der Finanzhilfe, der innerhalb dieser Frist nicht verwendet wurde, wird von der
Kommission gemäß den Bedingungen dieser Verordnung wieder vom Empfängerstaat eingezogen.

Die Empfängerstaaten streben jede mögliche Entschädigung durch Dritte an.

(2) Spätestens sechs Monate nach Ablauf der Jahresfrist im Anschluss an die Auszahlung der Finanzhilfe
legt der Empfängerstaat einen Bericht über die Verwendung der Finanzhilfe mit einer Begründung der
Ausgaben vor, in dem alle sonstigen Finanzierungsbeiträge zu den betreffenden Maßnahmen, einschließlich
Versicherungserstattungen und Schadensersatzleistungen durch Dritte, aufgeführt sind. In dem Bericht sind
die von dem Empfängerstaat beschlossenen oder geplanten Präventivmaßnahmen anzugeben, die das
Ausmaß der Schäden begrenzen und, soweit möglich, die Wiederholung solcher Katastrophen verhindern
sollen.

Am Ende dieses Verfahrens schließt die Kommission die Fondsintervention ab.

(3) Werden die Kosten für die Behebung der Schäden zu einem späteren Zeitpunkt von einem Dritten
übernommen, so verlangt die Kommission vom Empfängerstaat den entsprechenden Betrag der Finanzhilfe
zurückzuerstatten.

Artikel 9

Der Antrag und die Entscheidung über die Gewährung einer Fondsunterstützung sowie die Finanzierungs-
vereinbarung, die Berichte und alle sonstigen einschlägigen Dokumente lauten auf Euro.

Artikel 10

(1) In Ausnahmefällen und wenn die im Jahr der Katastrophe noch verfügbaren Mittel des Fonds nicht
ausreichen, um die von der Haushaltsbehörde als erforderlich betrachtete Hilfe zu leisten, kann die
Kommission vorschlagen, die fehlenden Mittel aus dem Fonds des Folgejahres zu schöpfen. Die jährliche
Haushaltsobergrenze des Fonds für das Jahr der Katastrophe und für das Folgejahr wird auf keinen Fall
überschritten.

(2) Im Falle einer durch neue Elemente nachgewiesenen wesentlich niedrigeren Bewertung des Schadens
verlangt die Kommission vom Empfängerstaat, den entsprechenden Betrag der Finanzhilfe zurückzuer-
statten.

Artikel 11

Die Finanzierungsentscheidungen sowie alle dazugehörigen Vereinbarungen und Verträge unterliegen der
Kontrolle der Kommission (über das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF)) und Kontrollen vor
Ort durch die Kommission und den Rechnungshof nach den einschlägigen Verfahren.

Artikel 12

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat vor dem 1. Juli einen Bericht über die
Tätigkeit des Fonds im Vorjahr vor. Der Bericht enthält insbesondere die Informationen nach den Artikeln
3, 4 und 8.

Artikel 13

Ungeachtet der Frist gemäß Artikel 4 Absatz 1 können die Mitgliedstaaten und die Staaten, über deren
Beitritt zur Europäischen Union derzeit verhandelt wird, soweit sie seit dem 1. August 2002 von Katastro-
phen im Sinne von Artikel 2 getroffen wurden, innerhalb von zwei Monaten nach Inkrafttreten dieser
Verordnung eine Unterstützung aus dem Fonds beantragen.

Artikel 14

Auf Vorschlag der Kommission überprüft der Rat diese Verordnung spätestens am 31. Dezember 2006.
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Artikel 15

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 11. November 2002.

Im Namen des Rates

Der Präsident
B. MIKKELSEN
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2013/2002 DER KOMMISSION
vom 13. November 2002

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1947/2002 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 14. November 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 13. November 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 13. November 2002 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler
Einfuhrpreis

0702 00 00 052 58,0
096 41,4
204 54,7
999 51,4

0707 00 05 052 103,8
628 147,3
999 125,6

0709 90 70 052 86,2
999 86,2

0805 20 10 204 79,6
999 79,6

0805 20 30, 0805 20 50,
0805 20 70, 0805 20 90 052 62,0

999 62,0
0805 50 10 052 68,9

388 52,4
600 81,6
999 67,6

0806 10 10 052 134,5
400 310,8
508 372,9
999 272,7

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 052 113,5
400 73,3
404 110,5
512 69,8
999 91,8

0808 20 50 052 106,1
400 133,9
720 28,4
999 89,5

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001,
S. 6). Der Code „999“ steht für „Verschiedenes“.



VERORDNUNG (EG) Nr. 2014/2002 DER KOMMISSION
vom 7. November 2002

zur Einreihung von bestimmten Waren in die Kombinierte Nomenklatur

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom
23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische Nomen-
klatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 969/2002 (2), insbesondere auf
Artikel 9,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Um die einheitliche Anwendung der Kombinierten
Nomenklatur im Anhang zu der Verordnung (EWG) Nr.
2658/87 zu gewährleisten, sind Vorschriften für die
Einreihung der im Anhang zu dieser Verordnung aufge-
führten Waren zu erlassen.

(2) Die Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 hat allgemeine
Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten
Nomenklatur festgesetzt. Diese Vorschriften gelten auch
für die Auslegung jeder anderen Nomenklatur, die die
Kombinierte Nomenklatur — auch nur teilweise oder
unter etwaiger Hinzufügung von Unterteilungen —
übernimmt und die aufgrund besonderer gemeinschaftli-
cher Regelungen aufgestellt wurde, um tarifliche oder
sonstige Maßnahmen im Rahmen des Warenverkehrs
anzuwenden.

(3) In Anwendung dieser allgemeinen Vorschriften sind die
in Spalte 1 der Tabelle im Anhang dieser Verordnung
genannten Waren den in Spalte 2 angegebenen KN-
Codes zuzuweisen, und zwar unter Anwendung der in
Spalte 3 genannten Begründungen.

(4) Es ist angezeigt festzulegen, dass die von den Zoll-
behörden der Mitgliedstaaten erteilten verbindlichen
Zolltarifauskünfte, die die Einreihung von Waren in die
Kombinierte Nomenklatur betreffen und die mit dem in

dieser Verordnung festgesetzten Gemeinschaftsrecht
nicht übereinstimmen, während eines Zeitraums von
drei Monaten von dem Berechtigten gemäß den Bestim-
mungen des Artikels 12 Absatz 6 der Verordnung
(EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992
zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2700/
2000 des Europäischen Parlaments und des Rates (4),
weiterverwendet werden können.

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für den
Zollkodex —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Spalte 1 der Tabelle im Anhang beschriebenen Waren
gehören in der Kombinierten Nomenklatur zu den in Spalte 2
der Tabelle genannten entsprechenden KN-Codes.

Artikel 2

Die von den Zollbehörden der Mitgliedstaaten erteilten verbind-
lichen Zolltarifauskünfte, die mit dem in dieser Verordnung
festgesetzten Gemeinschaftsrecht nicht übereinstimmen,
können während eines Zeitraums von drei Monaten gemäß den
Bestimmungen des Artikels 12 Absatz 6 der Verordnung
(EWG) Nr. 2913/92 weiterverwendet werden.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 7. November 2002

Für die Kommission
Frederik BOLKESTEIN

Mitglied der Kommission
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Warenbezeichnung KN-Code Begründung

(1) (2) (3)

ANHANG

Epoxidharz in Form von zylindrischen Tabletten,
deren Länge den Durchmesser nicht übersteigt,
bestehend aus komprimiertem Pulver

Diese Kunststoffe werden zum Verkapseln von
Halbleitern und elektronischen integrierten Schal-
tungen verwendet

3926 90 99 Die Einreihung erfolgt auf Grundlage der Allge-
meinen Vorschriften 1 und 6 für die Auslegung
der Kombinierten Nomenklatur und des Wortlauts
der KN-Codes 3926, 3926 90 und 3926 90 99

Das in Form von zylindrischen Tabletten aufge-
machte Kunststoffmaterial kann nicht als „Primär-
form“ im Sinne der Positionen 3901-3914, wie in
Anmerkung 6 zu Kapitel 39 beschrieben, ange-
sehen werden



II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

ENTSCHEIDUNG DES RATES
vom 5. November 2002

zur Ermächtigung Deutschlands und Frankreichs, eine von Artikel 3 der Richtlinie 77/388/EWG
zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern abwei-

chende Sondermaßnahme einzuführen

(2002/888/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom
17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehr-
wertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungs-
grundlage (1), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Deutschland und Frankreich beantragten jeweils mit
Schreiben vom 28. Dezember 2001 bzw. 7. Januar
2002 bei der Kommission die Ermächtigung, eine von
Artikel 3 der Richtlinie 77/388/EWG abweichende Rege-
lung für den Bau und die Erhaltung bestimmter Grenz-
brücken über den Rhein einführen zu dürfen.

(2) Mit Schreiben vom 25. Februar 2002 bat die Kommis-
sion die deutschen und französischen Behörden um
genauere Angaben zur Tragweite der beantragten
Ausnahmeregelung.

(3) Mit Schreiben der deutschen Behörden vom 19. Juni
2002, das auch von den französischen Behörden unter-
zeichnet war und das vom Generalsekretariat der
Kommission am 22. Juli 2002 registriert wurde, wurden
der Kommission in Ergänzung zu den ursprünglichen
Anträgen die gewünschten Präzisierungen übermittelt.

(4) Die anderen Mitgliedstaaten wurden mit Schreiben vom
31. Juli 2002 über den derart ergänzten Antrag Deutsch-
lands und Frankreichs unterrichtet.

(5) Von der Ausnahmeregelung betroffen wären die künftig
zu bauenden Grenzbrücken über den Rhein, und zwar
in Frankreich im Zuge von öffentlichen Straßen außer-
halb des Netzes der Autobahnen und Nationalstraßen
und in Deutschland im Zuge von öffentlichen Straßen
außerhalb des Netzes der Bundesfernstraßen.

(6) Die von Deutschland und Frankreich beantragte Ausnah-
meregelung sieht vor, dass beim Bau und der Erhaltung
der betreffenden Grenzbrücken die Mitte der jeweiligen
Brücke für mehrwertsteuerliche Zwecke die Hoheits-
grenze zwischen Deutschland und Frankreich bildet.

(7) Ohne eine Sonderregelung würde sich der Ort der
Besteuerung bei Bau- und Erhaltungsmaßnahmen an den
Grenzbrücken nach der geografischen Hoheitsgrenze
zwischen den beiden Mitgliedstaaten richten, die durch
den Punkt der tiefsten Sondierung des Flusses bestimmt
ist. Abgesehen von den Schwierigkeiten, die die Bestim-
mung dieser Hoheitsgrenze in der Praxis bereitet,
verändert sich mit der Zeit auch ihr Verlauf. Die für die
Bau- und Erhaltungsmaßnahmen an den Grenzbrücken
anzuwendenden MwSt.-Vorschriften wären daher für die
die Arbeiten durchführenden Wirtschaftsbeteiligten
äußerst komplex.

(8) Die beantragte Ausnahmeregelung, der zufolge die
Hoheitsgrenze zwischen Deutschland und Frankreich
durch die Mitte der jeweiligen Grenzbrücke gebildet
wird, zielt demnach darauf ab, die Erhebung der mit
dem Bau und der Erhaltung dieser Brücken verbundenen
MwSt. zu vereinfachen.

(9) Die Ausnahmeregelung bewirkt keine Verringerung der
MwSt.-Bemessungsgrundlage und hat folglich auch keine
Auswirkungen auf die MwSt.-Eigenmittel der Gemein-
schaft —
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HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Abweichend von Artikel 3 der Richtlinie 77/388/EWG werden
Deutschland und Frankreich ermächtigt, für die Grenzbrücken
über den Rhein im Sinne von Artikel 2 für Zwecke der Erhe-
bung der MwSt. auf Lieferungen von Gegenständen und auf
Dienstleistungen sowie auf den innergemeinschaftlichen Erwerb
und die Einfuhr von Gegenständen, die für den Bau oder die
Erhaltung einschließlich des Winterdienstes und der laufenden
Reinigung der Grenzbrücken bestimmt sind, als Hoheitsgrenze
die Mitte der jeweiligen Brücke zu bestimmen.

Artikel 2

Diese Entscheidung gilt für die künftig zu bauenden Grenz-
brücken über den Rhein, und zwar in Frankreich im Zuge von

öffentlichen Straßen außerhalb des Netzes der Autobahnen und
Nationalstraßen und in Deutschland im Zuge von öffentlichen
Straßen außerhalb des Netzes der Bundesfernstraßen.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an die Bundesrepublik Deutschland und
an die Französische Republik gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 5. November 2002.

Im Namen des Rates

Der Präsident
T. PEDERSEN
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Mitteilung über das Inkrafttreten des Zusatzprotokolls zum Europa-Abkommen zur Gründung
einer Assoziation zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits
und der Republik Lettland andererseits zur Festlegung der Handelsregelung für bestimmte Fische

und Fischereierzeugnisse

Das Zusatzprotokoll zum Europa-Abkommen mit der Republik Lettland über den Handel mit bestimmten
Fischen und Fischereierzeugnissen, dessen Abschluss der Rat am 17. Dezember 2001 (1) beschlossen hat,
ist am 1. Oktober 2002 in Kraft getreten, da die Notifizierungen über den Abschluss der in Artikel 3 des
genannten Protokolls vorgesehenen Verfahren am 30. September 2002 abgeschlossen worden sind.
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KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 13. November 2002

über einen finanziellen Beitrag der Gemeinschaft zu den Ausgaben Griechenlands, Spaniens, Frank-
reichs, der Niederlande, Österreichs, Portugals und Finnlands zur Bekämpfung von Schadorga-

nismen der Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2002) 4372)

(Nur der griechische, der spanische, der französische, der niederländische, der deutsche, der portugiesische, der
finnische und der schwedische Text sind verbindlich)

(2002/889/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 2000/29/EG des Rates vom 8. Mai
2000 über Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft gegen
die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen der
Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse (1) („die Richtlinie“), zuletzt
geändert durch die Richtlinie 2002/36/EG der Kommission (2),
insbesondere auf Artikel 23,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Richtlinie können die Mitgliedstaaten einen
finanziellen Beitrag der Gemeinschaft zur Deckung der
Ausgaben erhalten, die in unmittelbarem Zusammen-
hang mit den erforderlichen Maßnahmen stehen, die
getroffen wurden oder vorgesehen sind, um aus Drittlän-
dern oder anderen Gebieten der Gemeinschaft einge-
schleppte Schadorganismen zu bekämpfen, damit sie
ausgerottet werden oder, falls dies nicht möglich ist, ihre
Ausbreitung eingedämmt wird.

(2) Griechenland, Spanien, Frankreich, die Niederlande,
Österreich, Portugal und Finnland haben jeweils ein
Maßnahmenprogramm zur Ausrottung der in ihre
Hoheitsgebiete eingeschleppten Schadorganismen der
Pflanzen ausgearbeitet. In dem Programm sind die Ziele,
die durchgeführten Maßnahmen, ihre Dauer und Kosten
aufgeführt. Diese Länder haben einen finanziellen Beitrag
der Gemeinschaft innerhalb der in der Richtlinie vorge-
schriebenen Frist beantragt.

(3) Dank der von Griechenland, Spanien, Frankreich, den
Niederlanden, Österreich, Portugal und Finnland vorge-
legten technischen Informationen konnte die Kommis-
sion die Lage genau und umfassend analysieren; die
Informationen wurden auch vom Ständigen Ausschuss

für Pflanzenschutz geprüft. Die Kommission ist zu der
Schlussfolgerung gekommen, dass die Bedingungen für
die Gewährung einer finanziellen Beteiligung erfüllt
worden sind.

(4) Daher kann eine finanzielle Beteiligung der Gemein-
schaft gewährt werden, um die Ausgaben im Rahmen
dieser Programme zu decken.

(5) Der finanzielle Beitrag der Gemeinschaft kann bis zu
50 % der beihilfefähigen Ausgaben betragen. Unter
Ausschluss derjenigen Programme, für die sich der finan-
zielle Beitrag gemäß Artikel 23 Absatz 5 Unterabsatz 3
der Richtlinie verringert, ist der finanzielle Beitrag der
Gemeinschaft für die Zwecke dieser Entscheidung im
Allgemeinen auf 50 % festzusetzen, wobei festzustellen
ist, dass die eingegangenen Programme gleich behandelt
worden sind.

(6) Für bestimmte bestehende Programme in Österreich und
Portugal ist eine Verlängerung des Zeitraums, in dem die
Ausrottungsmaßnahmen stattfinden müssen, gemäß
Artikel 23 Absatz 5 Unterabsatz 3 der Richtlinie
gewährt worden, da nach Prüfung der Sachlage darauf
geschlossen werden konnte, dass die Zielsetzung der
Ausrottungsmaßnahmen innerhalb einer vertretbaren
Frist erreicht werden kann. Der finanzielle Beitrag der
Gemeinschaft für diese Programme ist gemäß Artikel 23
Absatz 5 Unterabsatz 3 der Richtlinie schrittweise
verringert worden.

(7) Die Ausgaben, die Griechenland, Spanien, Frankreich,
die Niederlande, Österreich, Portugal und Finnland
entstanden sind und die in dieser Entscheidung berück-
sichtigt werden, stehen in direktem Zusammenhang mit
den in Artikel 23 Absatz 2 Buchstaben a) und b) der
Richtlinie aufgeführten Maßnahmen.
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(8) Der Beitrag gemäß Artikel 2 dieser Entscheidung wird
unbeschadet eines möglichen Beitrags zu weiteren
bereits getroffenen oder noch zu treffenden Maßnahmen
geleistet, die zur Ausrottung oder Bekämpfung der
Schadorganismen notwendig sind.

(9) Diese Entscheidung greift dem Ergebnis der Überprü-
fung, die die Kommission gemäß Artikel 24 der Richt-
linie durchführt, um festzustellen, ob die Einschleppung
des betreffenden Schadorganismus auf unzulängliche
Untersuchungen oder Kontrollen zurückzuführen ist,
und den Folgen dieser Überprüfung nicht vor.

(10) Gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1258/1999 des Rates (1) werden Veterinär- und Pflanzen-
schutzmaßnahmen, die nach Gemeinschaftsvorschriften
durchgeführt werden, aus der Abteilung Garantie des
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die
Landwirtschaft finanziert. Zu Zwecken der Finanzkon-
trolle finden die Artikel 8 und 9 der vorgenannten
Verordnung Anwendung.

(11) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für Pflanzenschutz —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Gewährung eines finanziellen Beitrags der Gemeinschaft
zur Deckung der Ausgaben, die Griechenland, Spanien, Frank-
reich, die Niederlande, Österreich, Portugal und Finnland in
unmittelbarem Zusammenhang mit den notwendigen
Maßnahmen gemäß Artikel 23 Absatz 2 der Richtlinie 2000/
29/EG mit dem Ziel der Bekämpfung der Schadorganismen
getätigt haben, die in den Ausrottungsprogrammen im Anhang
dieser Entscheidung aufgeführt sind, wird genehmigt.

Artikel 2

(1) Der gesamte finanzielle Beitrag der Gemeinschaft gemäß
Artikel 1 beläuft sich auf 1 344 247 EUR.

(2) Die Höchstbeträge des finanziellen Beitrags der Gemein-
schaft für jedes Ausrottungsprogramm und jedes Jahr seiner
Anwendung sind im Anhang dieser Entscheidung aufgeführt.

(3) Daraus ergeben sich folgende finanzielle Höchstbeiträge
an die betreffenden Mitgliedstaaten:

— Griechenland: 1 472 EUR,

— Spanien: 97 017 EUR,

— Frankreich: 377 571 EUR,

— Niederlande: 64 374 EUR,

— Österreich: 57 873 EUR,

— Portugal: 662 793 EUR,

— Finnland: 83 147 EUR.

Artikel 3

(1) Vorbehaltlich der Überprüfungen durch die Kommission
gemäß Artikel 24 der Richtlinie 2000/29/EG wird der finan-
zielle Beitrag der Gemeinschaft erst dann gezahlt, wenn der
Kommission anhand von Unterlagen über das Auftreten und
die Ausrottung der jeweiligen Schadorganismen Nachweise
über die getroffenen Maßnahmen vorgelegt werden.

(2) Die Unterlagen gemäß Absatz 1 müssen Teil eines
Antrags sein, der Folgendes umfasst (obligatorische Angaben):

a) allgemeine Informationen zum Auftreten des jeweiligen
Schadorganismus mit genauen Angaben über das Datum, an
dem sein Vorhandensein vermutet oder bestätigt wurde, und
Einzelheiten über die vermutliche Ursache des Auftretens;

b) eine Kopie der Meldung des Vorkommens oder Auftretens
des betreffenden Schadorganismus gemäß Artikel 16 Absatz
1 oder 2 der Richtlinie 2000/29/EG;

c) eine Beschreibung der notwendigen bereits getroffenen oder
geplanten Maßnahmen zur Tilgung des Schadorganismus,
der erwarteten Laufzeit sowie — falls vorhanden — der
erzielten Ergebnisse, der tatsächlichen oder geschätzten
Kosten, die bereits entstanden sind oder entstehen werden,
und des Kostenanteils, der aus öffentlichen Mitteln gedeckt
wird oder gedeckt werden soll. Die Laufzeit sollte grundsätz-
lich zwei Jahre nach Entdeckung des betreffenden Schador-
ganismus nicht überschreiten, außer in angemessen begrün-
deten Fällen;

d) Informationen über Untersuchungen, Kontrollen und andere
Maßnahmen, die durchgeführt wurden, um die Art und den
Umfang des Vorkommens des betreffenden Schadorga-
nismus zu bestimmen, einschließlich der dabei angewandten
Verfahren;

e) die amtliche Mitteilung bei Behandlungen wie Vernichtung,
Desinfektion, Entfernung, Sterilisierung oder anderen durch-
zuführenden Behandlungen sowie eine amtliche Beschrei-
bung und Bewertung der Erfolge/Ergebnisse einschließlich
der dabei angewandten Verfahren;

f) Angaben über die Identität der Partie gemäß Artikel 23
Absatz 4 der Richtlinie 2000/29/EG oder, wenn nicht
möglich, die Gründe für die fehlende Identifizierung.

(3) Darüber hinaus übermitteln die Mitgliedstaaten auch die
Liste der Beträge (ohne MwSt. und Steuern), die für die Durch-
führung der zur Bekämpfung des Schadorganismus notwen-
digen Maßnahmen gezahlt wurden oder werden, sowie der
dabei aus öffentlichen Mitteln stammenden Beträge. Dabei sind
folgende Einzelheiten vorzulegen:

a) bei Untersuchungen und Analysen gemäß Absatz 2 Buch-
stabe d) eine zusammenfassende Tabelle u. a. einschließlich
der Daten, Orte und der Kosten pro Einheit;

b) bei Behandlungen gemäß Absatz 2 Buchstabe e) die Liste
der behandelten Betriebe/Orte und die Menge der behan-
delten Pflanzen/Flächen.

14.11.2002 L 311/17Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE

(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 103.



Artikel 4

Diese Entscheidung ist an die Hellenische Republik, das Königreich Spanien, die Französische Republik, das
Königreich der Niederlande, die Republik Österreich, die Portugiesische Republik und die Republik Finn-
land gerichtet.

Brüssel, den 13. November 2002

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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Mitgliedstaat Bekämpfte
Schadorganismen Befallene Pflanzen Jahr

Erstattungs-
fähige

Ausgaben
(EUR)

Höchstbeitrag
der

Gemeinschaft
(EUR)

je Programm

Mitgliedstaat Bekämpfte
Schadorganismen Befallene Pflanzen Jahr a (*)

Erstattungs-
fähige

Ausgaben
(EUR)

Prozentsatz

Höchstbeitrag
der

Gemeinschaft
(EUR)
je Jahr/

Programm

ANHANG

AUSROTTUNGSPROGRAMME

Abschnit t I

Programme, bei denen sich der finanzielle Beitrag der Gemeinschaft auf 50 % der erstattungsfähigen Beträge
beläuft

Griechenland Citrus tristeza virus Citrus 2001 2 943 1 472

Spanien Erwinia amylovora Äpfel, Birnen 2000 135 602 67 801

2001 58 431 29 216

Frankreich Ralstonia solanacearum Kartoffeln 2000 und
2001

755 141 377 571

Niederlande Ralstonia solanacearum Pelargonium 2001 128 747 64 374

Finnland Bemisia tabaci Euphorbia pulcher-
rima

2000 166 294 83 147

Abschni t t I I

Programme, bei denen sich der finanzielle Beitrag der Gemeinschaft auf einen anderen Prozentsatz beläuft, in
abnehmender Reihenfolge

Österreich Erwinia amylovora Äpfel, Birnen, andere
Rosaceae

2000 3 144 682 40 57 873

Portugal Bursaphelenchus
xylophilus

Pinus-Bäume 2001 3 1 656 982 40 662 793

(*) a = Jahr der Durchführung des Ausrottungsprogramms.

Gesamtbeitrag der Gemeinschaft 1 344 247
EUR
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BESCHLUSS DER KOMMISSION
vom 21. Oktober 2002

zur Änderung des Beschlusses 1999/215/EG zur Annahme von Verpflichtungsangeboten im Zusam-
menhang mit dem Antidumpingverfahren betreffend die Einfuhren von Binde- oder Pressengarnen
aus Polypropylen mit Ursprung in Polen, der Tschechischen Republik und Ungarn und zur Einstel-

lung des Verfahrens gegenüber solchen Einfuhren mit Ursprung in Saudi-Arabien

(2002/890/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom 22. Dezember 1995 über den Schutz gegen
gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern (1), zuletzt geändert
durch Verordnung (EG) Nr. 2238/2000 (2), insbesondere auf Artikel 8,

nach Konsultationen im Beratenden Ausschuss,

in Erwägung nachstehender Gründe:

A. VORAUSGEGANGENES VERFAHREN

(1) Im März 1999 führte der Rat mit der Verordnung (EG) Nr. 603/1999 (3), zuletzt geändert durch
Verordnung (EG) Nr. 1657/2001 (4), endgültige Antidumpingzölle auf die Einfuhren von Binde- oder
Pressegarnen aus Polypropylen mit Ursprung in Polen, der Tschechischen Republik und Ungarn ein.

(2) Im Rahmen dieses Verfahrens nahm die Kommission mit dem Beschluss 1999/215/EG (5), zuletzt
geändert durch den Beschluss 2000/324/EG (6), eine unter anderem von dem ungarischen Unter-
nehmen Tiszai Vegyi Kombinat Rt (nachstehend „Unternehmen“ genannt) angebotene Preisverpflich-
tung an.

B. FREIWILLIGE RÜCKNAHME EINER VERPFLICHTUNG

(3) Nach Änderungen in seiner Handelstätigkeit teilte das Unternehmen der Kommission mit, dass es
seine Verpflichtung zurückzunehmen wünschte. Der Name dieses Unternehmens sollte daher von der
Liste der Unternehmen, deren Verpflichtungsangebote in Artikel 1 Absatz 1 des Beschlusses 1999/
215/EG angenommen wurden, gestrichen werden.

C. ÄNDERUNG DES BESCHLUSSES 1999/215/EG

(4) Aus den vorstehenden Gründen sollte die Liste der Unternehmen, deren Verpflichtungsangebote in
Artikel 1 Absatz 1 des Beschlusses 2000/324/EG angenommen wurden, geändert werden.

(5) Parallel zu diesem Beschluss hat der Rat mit der Verordnung (EG) Nr. 2011/2002 (7) die Befreiung
von den Antidumpingzöllen, die für die von diesem Unternehmen hergestellten Ausfuhren gewährt
wurde, aufgehoben und einen endgültigen Antidumpingzoll eingeführt —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Die Verpflichtung von Tiszai Vegyi Kombinat Rt wird zurückgenommen.

(1) ABl. L 56 vom 6.3.1996, S. 1.
(2) ABl. L 257 vom 11.10.2000, S. 2.
(3) ABl. L 75 vom 20.3.1999, S. 1.
(4) ABl. L 221 vom 17.8.2001, S. 1.
(5) ABl. L 75 vom 20.3.1999, S. 34.
(6) ABl. L 112 vom 11.5.2000, S. 65.
(7) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts.
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Land Unternehmen TARIC-Zusatzcode

Artikel 2

Artikel 1 Absatz 1 des Beschlusses 1999/215/EG der Kommission erhält folgende Fassung:

„(1) Die Verpflichtungsangebote der nachstehend genannten Hersteller im Rahmen des Antidumping-
verfahrens betreffend die Einfuhren von Binde- oder Pressengarnen aus Polypropylen mit Ursprung in
Polen, der Tschechischen Republik und Ungarn in die Gemeinschaft werden angenommen.

Tschechische Republik Juta a.s. 8596

Lanex a.s. 8580

Ungarn Partium '70 Rt 8581

Elso Magyar Kenderfono Rt 8583“

Artikel 3

Dieser Beschluss wird am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
wirksam.

Brüssel, den 21. Oktober 2002

Für die Kommission

Pascal LAMY

Mitglied der Kommission



BESCHLUSS Nr. 2/2002
DES AKP-EG-AUSSCHUSSES FÜR ZUSAMMENARBEIT IM ZOLLWESEN

vom 28. Oktober 2002
über eine Ausnahmeregelung zur Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder
„Ursprungserzeugnisse“ zur Berücksichtigung der besonderen Lage der AKP-Staaten bei der
Herstellung von Thunfischkonserven und „Loins“ genannten Thunfischfilets (HS-Position ex 16.04)

(2002/891/EG)

DER AKP-EG-AUSSCHUSS FÜR ZUSAMMENARBEIT
IM ZOLLWESEN —

gestützt auf das am 23. Juni 2000 in Cotonou unterzeichnete
AKP-EG-Partnerschaftsabkommen, insbesondere auf Artikel 38
des Protokolls Nr. 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In Artikel 1 des Beschlusses Nr. 1/2000 des AKP-EG-
Ministerrates vom 27. Juli 2000 über die ab 2. August
2000 geltenden Übergangsmaßnahmen (1) ist vorge-
sehen, dass die Handelsbestimmungen des AKP-EG-Part-
nerschaftsabkommens, einschließlich des Protokolls Nr.
1 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit
Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die
Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen, ab 2.
August 2000 vorläufig angewandt werden.

(2) Nach Artikel 38 Absatz 1 des genannten Protokolls
können Ausnahmeregelungen zu den Ursprungsregeln
getroffen werden, wenn die Entwicklung bestehender
oder die Ansiedlung neuer Wirtschaftszweige dies recht-
fertigt.

(3) Nach Artikel 38 Absatz 8 des genannten Protokolls
werden Ausnahmeregelungen im Rahmen eines jährli-
chen Kontingents von 8 000 Tonnen für Thunfisch in
Dosen bzw. 2 000 Tonnen für „Loins“ genannte Thun-
fischfilets ohne weiteres gewährt.

(4) Der AKP-EG-Ausschuss für die Zusammenarbeit im Zoll-
wesen hat einen Teil dieser Kontingente sechs einzelnen
Staaten in Afrika, im Karibischen Raum und im Pazi-
fischen Ozean, nachstehend „AKP-Staaten“ (2) genannt,
zugewiesen.

(5) Um die tatsächliche und volle Nutzung der zur Verfü-
gung stehenden Kontingente zu ermöglichen, haben die
AKP-Staaten am 18. Juni 2002 einen Antrag auf eine
neue Sammelausnahme gestellt, die für alle AKP-Staaten
gilt und die gesamten jährlichen Mengen abdeckt, d. h.
8 000 Tonnen Thunfischkonserven und 2 000 Tonnen
Loins genannte Thunfischfilets, die in der Zeit vom 1.
Oktober 2002 bis zum 28. Februar 2005 in die Gemein-
schaft eingeführt werden.

(6) Um zu gewährleisten, dass die Wirtschaftsteilnehmer
auch weiterhin von den Ausnahmen profitieren, bean-
tragten die AKP-Staaten ferner, dass die einzelnen
Beschlüsse, die am 1. Oktober 2002 noch Geltung
haben, aufgehoben werden, da die nach diesen
Beschlüssen gewährten Ausnahmen ab diesem Tag durch
den neuen Gesamtbeschluss geregelt werden sollen.

(7) Die Ausnahmeregelung wird nach den einschlägigen
Bestimmungen des Protokolls Nr. 1, insbesondere
aufgrund von Artikel 38 Absatz 8, beantragt, und
vorausgesetzt die gegenwärtig geltenden Beschlüsse
werden aufgehoben und die beantragten Mengen über-
schreiten nicht die jährlichen Kontingente, die auf
Antrag der AKP-Staaten ohne weiteres gewährt werden.

(8) Daher kann nach Artikel 38 Absatz 8 für die bean-
tragten Mengen Thunfischkonserven und Loins und für
den beantragten Zeitraum eine neue Sammelausnahme-
regelung zugunsten der AKP-Staaten erlassen werden.

(9) Die Mengen, für die eine Ausnahme angenommen wird,
sind von der Kommission in Zusammenarbeit mit den
Zollbehörden der Mitgliedstaaten und der AKP-Staaten
zu verwalten. Zu diesem Zweck sind Durchführungsbe-
stimmungen zu erlassen —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Abweichend von den besonderen Bestimmungen der Liste in
Anhang II zu Protokoll Nr. 1 des AKP-EG-Partnerschaftsabkom-
mens gelten Thunfisch in Dosen und Loins der HS-Position ex
16.04, die in den AKP-Staaten aus Thunfisch ohne Ursprungs-
eigenschaft hergestellt werden, unter den in diesem Beschluss
festgelegten Bedingungen als Ursprungserzeugnisse der AKP-
Staaten.

Artikel 2

Die Ausnahmeregelung des Artikels 1 gilt für die im Anhang
dieses Beschlusses aufgeführten Waren und Mengen, die die
AKP-Staaten in der Zeit vom 1. Oktober 2002 bis zum 28.
Februar 2005 in die Gemeinschaft einführen.
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172 vom 2.7.2002, S. 65).



Artikel 3

(1) Die im Anhang genannten Mengen werden von der
Kommission verwaltet; diese trifft die administrativen
Maßnahmen, die sie für ratsam erachtet, um die effiziente
Verwaltung der Mengen zu gewährleisten.

(2) Legt ein Einführer in einem Mitgliedstaat eine Anmel-
dung zur Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr vor
und beantragt die Anwendung dieses Beschlusses, und nehmen
die Zollbehörden diese Anmeldung an, so beantragt der
Mitgliedstaat bei der Kommission die Ziehung der seinem
Bedarf entsprechende Menge.

(3) Die Ziehungsanträge sind der Kommission von dem
betreffenden Mitgliedstaat unter Angabe des Tages, an dem die
Anmeldungen angenommen wurden, unverzüglich zu übermit-
teln.

(4) Die Ziehungen werden von der Kommission in der
Reihenfolge gewährt, in der die Zollbehörden der betreffenden
Mitgliedstaaten die Anmeldung zur Überführung in den zoll-
rechtlich freien Verkehr angenommen haben, soweit die verfüg-
bare Restmenge ausreicht.

(5) Nutzt ein Mitgliedstaat die gezogenen Mengen nicht aus,
so hat er diese umgehend zurückzuübertragen.

(6) Übersteigen die Anträge die verfügbare Restmenge des
Kontingents, so wird diese anteilig aufgeteilt. Die Kommission
unterrichtet die Mitgliedstaaten über die erfolgten Ziehungen.

(7) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass die Einführer
kontinuierlichen und gleichen Zugang zu den verfügbaren
Mengen haben, bis diese ausgeschöpft sind.

Artikel 4

(1) Die Zollbehörden der AKP-Staaten treffen die notwen-
digen Vorkehrungen, um die Überwachung der Ausfuhrmengen
der in Artikel 1 genannten Waren zu gewährleisten. Zu diesem
Zweck sind alle von ihnen nach diesem Beschluss ausgestellten
Bescheinigungen mit einem entsprechenden Vermerk zu
versehen.

(2) Die zuständigen Behörden dieser Länder übermitteln der
Kommission über das Sekretariat der Gruppe der AKP-Staaten
alle drei Monate eine Aufstellung der Mengen, für die nach
diesem Beschluss Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 ausge-
stellt worden sind, und der laufenden Nummern dieser Beschei-
nigungen.

Artikel 5

In Feld 7 der nach diesem Beschluss ausgestellten Warenver-
kehrsbescheinigungen EUR.1 ist der Vermerk

— Excepción — Decisión no 2/2002

— Undtagelse — afgørelse nr. 2/2002

— Abweichung — Beschluss Nr. 2/2002

— Παρέκκλιση— Απόφαση αριθ. 2/2002

— Derogation — Decision No 2/2002

— Dérogation — Décision no 2/2002

— Deroga — decisione n. 2/2002

— Afwijking — Βesluit nr. 2/2002

— Derrogação — Decisão n.o 2/2002

— Poikkeus — päätös N:o 2/2002

— Undantag — beslut nr 2/2002

anzubringen.

Artikel 6

Die AKP-Staaten, die Mitgliedstaaten und die Europäische
Gemeinschaft treffen jeweils für ihren Bereich die zur Durch-
führung dieses Beschlusses erforderlichen Maßnahmen.

Artikel 7

(1) Folgende Beschlüsse werden aufgehoben:

— Beschluss Nr. 4/2001 des AKP-EG-Ausschusses für Zusam-
menarbeit im Zollwesen vom 27. Juni 2001 über eine
Abweichung von der Bestimmung des Begriffs „Ursprungs-
waren“ zur Berücksichtigung der besonderen Lage des
Senegal bei der Produktion von Thunfischkonserven (HS-
Position ex 16.04);

— Beschluss Nr. 5/2001 des AKP-EG-Ausschusses für Zusam-
menarbeit im Zollwesen vom 7. Dezember 2001 über eine
Abweichung von der Bestimmung des Begriffs „Ursprungs-
waren“ zur Berücksichtigung der besonderen Lage des
Senegal bei der Produktion von Thunfischkonserven (HS-
Position ex 16.04);

— Beschluss Nr. 1/2002 des AKP-EG-Ausschusses für Zusam-
menarbeit im Zollwesen vom 26. Juni 2002 über eine
Abweichung von der Bestimmung des Begriffs „Ursprungs-
waren“ zur Berücksichtigung der besonderen Lage der
Seychellen bei der Produktion von Thunfischloins (HS-Posi-
tion ex 16.04).

(2) Legt ein Einführer in einem Mitgliedstaat eine Anmel-
dung zur Abfertigung zum zollrechtlich freien Verkehr vor und
beantragt die Anwendung eines der in Absatz 1 genannten
Beschlüsse, so wird davon ausgegangen, dass sich der Antrag
auf den vorliegenden Beschluss bezieht.

Artikel 8

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.

Er gilt ab dem 1. Oktober 2002.

Geschehen zu Brüssel am 28. Oktober 2002.

Für den AKP-EG-Ausschuss für Zusammen-
arbeit im Zollwesen

Die Vorsitzenden

Robert VERRUE

Edwin P.J. LAURENT
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Lfd. Nr. HS-Position Warenbezeichnung Zeitabschnitt Menge
(in Tonnen)

ANHANG

09.1635 ex 16.04 Thunfisch in Dosen 1.10.2002-30.9.2003 8 000

1.10.2003-30.9.2004 8 000

1.10.2004-28.2.2005 3 333

09.1636 ex 16.04 Thunfischfilets, so genannte „Loins“ 1.10.2002-30.9.2003 2 000

1.10.2003-30.9.2004 2 000

1.10.2004-28.2.2005 833
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